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Die Beanstandungen über mangeln-
de Ladungssicherung vor allem bei 
Gefahrgütern nehmen nach An-

sicht vieler Praktiker überhand. Grund 
des Unmuts: Die Formulierung im ADR 
ist interpretationsfähig, die Bußgelder 
sind gesalzen, und es können gleich zwei 
„Verantwortliche“ belangt werden: der 
Verlader mit 500 Euro und der Fahrer mit 
300 Euro. 
Was genau verlangt eigentlich das ADR? 
Antwort gibt der Unterabschnitt 7.5.7.1:
Versandstücke mit gefährlichen Gütern 
sind so zu sichern, dass eine Bewegung 
während der Beförderung,
•  durch die die Ausrichtung der Versand-

stücke verändert wird, oder
•  die zu einer Beschädigung der Versand-

stücke führt (nicht: „führen könnte“),
verhindert wird.
Dieser Satz ist zu untersuchen, denn er ist 
der Maßstab, der bei Kontrollen anzule-
gen ist.

a) Ausrichtung der Versandstücke
Wann ist die Veränderung der Ausrich-
tung (englisch: orientation) von Versand-
stücken überhaupt gefährlich? Antwort: 
Wenn die gemäß Absatz 5.2.1.9.1 ADR 
vorgeschriebenen Ausrichtungspfeile 
nicht gemäß Unterabschnitt 7.5.1.5 ADR 
beachtet werden. Die Nichtbeachtung von 
Ausrichtungspfeilen ist ein eigener Ord-
nungswidrigkeitentatbestand (Verlader: 
500 Euro, Fahrer: 250 Euro). 

Auf den Kopf gestellt
stand der technik der unmut über die zahlreichen 
Beanstandungen von Kontrollbeamten bei der sicherung 
der Ladung gefährlicher güter wächst.  

Was halten 
Feinstblech-

verpackun-
gen aus?

ADR nicht mit Ausrichtungspfeilen ge-
kennzeichnet werden und sind es demzu-
folge auch nicht. 
Gemäß Unterabschnitt 4.1.1.1 Satz 3 ADR 
muss jede Verpackung so verschlossen 
sein, dass unter normalen Beförderungs-
bedingungen das Austreten des Inhalts 
vermieden wird. Der Normgeber hat nicht 
vorgeschrieben, dass jedes Versandstück 
mit Ausrichtungspfeilen gekennzeichnet 
werden muss, weil Verpackergegebenen-
falls den Unterabschnitt 4.1.1.1 Satz 3 
ADR ignorieren. Er geht vielmehr davon 
aus, dass Verpacker ihrer aus Unterab-
schnitt 4.1.1.1 Satz 3 ADR resultierenden 
Verpflichtung nachkommen. Die Kanis-

ter gemäß Foto können und dürfen auf 
der Seite liegend und sogar auf dem Kopf 
stehend befördert werden.
Ergebnis: Die Versandstücke (siehe Foto) 
haben ihre Ausrichtung verändert. Damit 
liegt formal ein Verstoß vor. Materiell ist 
die Ausrichtung der Versandstücke irrele-
vant, weil eine bestimmte Ausrichtung ge-
mäß ADR für diese Versandstücke gar 
nicht vorgeschrieben ist.

b) Beschädigung der Versandstücke
Die Baumuster der Kanister gemäß Foto 
wurden aus Höhen von mindestens 0,8 
Meter (falls Füllgut Gefahrgut der Verpa-
ckungsgruppe III), mindestens 1,2 Meter 
(falls Füllgut Gefahrgut der Verpackungs-
gruppe II) oder mindestens 1,8 Meter 
(falls Füllgut Gefahrgut der Verpackungs-
gruppe I) abgeworfen. Wenn also ein Ka-
nister aus der zweiten Stapelebene um-
kippt, bleibt er dicht, selbst wenn er „nur“ 
Z-kodiert ist (Unterabsatz 6.1.5.3.6.1 
ADR). Ergebnis: Die Versandstücke sind 
nicht beschädigt. Die Vorschriften für die 

Lagerung brennbarer Flüssigkeiten (TRbF 
20, Nr. 8.3.2 (5)) nehmen ausdrücklich 
Bezug auf die Fallhöhe bei der Fallprü-
fung von Gefahrgutverpackungen: Wer-
den Verpackungen mit brennbaren Flüs-
sigkeiten nicht höher gelagert als die Fall-
höhe bei der Fallprüfung bei der 
Baumusterprüfung (min. 0,4 m bei „RID/
ADR 0A./Z…“, max. 1,8 m bei „ …/X…“), 
ist das Lager kein explosionsgefährdeter 
Bereich! Begründung: Wenn so gelagerte 
Verpackungen (bei Blocklagerung) von 
der Palette oder (bei Regallagerung) aus 
dem Regal fallen, bleiben sie nach ver-
nünftigem Ermessen dicht. Brennbare 
Flüssigkeit kann nicht austreten. Ein ex-
plosionsgefährliches Dampf-Luft-Ge-
misch kann nicht entstehen. Der Aspekt 
der Fallprüfung findet in der behörd-
lichen Überwachung nur sehr wenig Be-
achtung.
Im Unterabschnitt 7.5.7.1 ADR heißt es 
weiter: Versandstücke mit nicht gefähr-
lichen Gütern sind so zu sichern, dass das 
Austreten von gefährlichen Gütern aus 
Versandstücken mit gefährlichen Gütern 
verhindert wird.

Fallbeispiel mit Urteil
„Der Betroffene fuhr am 23.05.2007. Er 
transportierte folgende Gefahrgüter: UN 
1965 Kohlenwasserstoffgas, Gemisch, 
verflüssigt, n.a.g., 2.1, 396 kg volle Fla-
schen und 406 kg leere Flaschen. Im vor-
deren Bereich der Ladefläche standen 
„kleine“ Gasflaschen in Metallgestellen. 
Im hinteren Bereich befanden sich „große“ 
Gasflaschen. Dazwischen befand sich ein 
ladefreier Raum, in dem vollkommen frei 
und ohne jegliche Sicherung eine Sack-

Irrelevant, wenn keine  
vorgeschrieben ist: Die Aus-
richtung der Versandstücke.

Die hier abgebildeten Kanister liegen oder 
stehen auf der Ladefläche des Transpor-
ters. Sie müssen gemäß Absatz 5.2.1.9.1 

nicht alles, 
was 
gefährlich 
aussieht, 
ist auch 
gefährlich.
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karre stand. Diese Sackkarre war nicht ge-
sichert und konnte jederzeit umkippen 
oder verrutschen. 
Der Betroffene hätte erkennen müssen, 
dass die Sackkarre nicht ordnungsgemäß 
gesichert war. Ihm war bekannt, dass er 
Gefahrgut transportierte.“ (AG Detmold, 
Urteil vom 10.02.2008, 4 OWi 35 Js 
3327/07 OWi – 538/07).
Der Fahrer wurde zu einem Bußgeld von 
300 Euro verurteilt. Dagegen wehrte er 
sich. Das Oberlandesgericht Hamm gab 
ihm aus folgendem Grund Recht (Be-
schluss vom 09.06.2009, 3 Ss OWi 
321/08):
Das AG Detmold hatte den Unterabschnitt 
7.5.7.1 ADR i.d.F. 2005 angewendet: „Die 
einzelnen Teile einer Ladung mit gefähr-
lichen Gütern müssen auf dem Fahrzeug 
oder Container so verstaut oder durch ge-
eignete Mittel gesichert sein, dass sie ihre 
Lage zueinander sowie zu den Wänden des 
Fahrzeugs oder Containers nur geringfü-
gig verändern können.“ Das OLG Celle 
hatte am 15.02.1996 beschlossen (2 Ss 
(OWi 24/95)), dass eine Sackkarre „Teil ei-
ner Ladung mit gefährlichen Gütern“ ist 
und dass eine völlig ungesichert auf der 
Ladefläche stehende Sackkarre sich nicht 
„nur geringfügig verändern“ kann.

Aber: Nach Auffassung des OLG Hamm 
war wegen § 4 (3) OWiG am „Tattag“ 
nicht die Fassung 2005, sondern die Fas-
sung 2007 anzuwenden. 
Seit 1. Januar 2007 kommt es eben nicht 
mehr darauf an, ob die einzelnen Teile ei-
ner Ladung sich mehr als nur geringfügig 
verändern können oder nicht, sondern ob 
das Austreten gefährlicher Güter verhin-
dert wird oder nicht. Das OLG Hamm 
hatte Zweifel, ob eine Sackkarre in der 
Lage ist, aus Stahlflaschen mit Schutzkap-
pen, die sich noch dazu zumindest zum 
Teil in Stahlgestellen befanden, ein Frei-
setzen des Inhalts zu bewirken.
Das OLG Hamm hob das Urteil des AG 
Detmold folgerichtig auf und verwies die 
Sache an das AG Detmold zur erneuten 
Verhandlung zurück. 

Was der iMDg-code verlangt
Und was verlangt der IMDG-Code nach 
7.5.2.2? Versandstücke, die gefährliche 
Stoffe enthalten, und andere Güter müs-
sen in derselben Beförderungseinheit
•  fest gepackt und
•  für die Reise ausreichend gesichert 

sein.
Alle Güter sind ordnungsgemäß zu verla-
den und, soweit erforderlich, mit Siche-
rungsmitteln angemessen zu verzurren 
(5.4.2.1.4 IMDG-Code).
Für Einzelheiten wird auf die CTU-Pack-
Richtlinien verwiesen, die zumindest bei 
Verschiffung über deutsche Seehäfen ver-
bindlich sind (§ 3 (5) GGVSee).
Das Bußgeld beträgt bei Nichteinhaltung 
der Vorschrift in der Regel 800 Euro (An-
lage 2 Nr. 9 RM).
Wie unterschiedlich die Maßstäbe ange-
legt werden, zeigen die Ergebnisse von 
Kontrollen:

•  Das Bundesamt für Güterverkehr hat im 
Jahr 2009 25.976 Gefahrgutfahrzeuge 
kontrolliert. Dabei wurde 378 Mal die 
Sicherung der Ladung beanstandet.  
Selbst wenn man davon ausgeht, dass 50 
Prozent der kontrollierten Fahrzeuge 
Tankfahrzeuge waren, ist das eine Bean-
standungsquote von drei Prozent. Von 
den 153 gemäß Abschnitt 1.8.5 ADR ge-
meldeten Ereignissen waren elf auf man-
gelhafte Ladungssicherung zurückzu-
führen. Das waren sieben Prozent.

•  Von den Polizeien der sechzehn Bundes-
länder hört man indessen ganz andere 
Quoten (www.presseportal.de/polizei-
presse/pm/56920/1407257/polizei_
lahn_dill?search=ladungssicherung).

ladungssicherung: es kommt darauf an, ob 
das austreten gefährlicher güter verhindert 
wird oder nicht. 

Je nach Kontrollteam  
werden unterschiedliche 
Maßstäbe angesetzt.

Eine stärkere Berücksichtigung der  
Leistungsfähigkeit von Gefahrgutverpa-
ckungen würde die Akzeptanz der Not-
wendigkeit der Sicherung der Ladung und 
ihrer Kontrolle bei den Betroffenen si-
cherlich erhöhen.
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